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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am 03.08.2007 eine Mitteilung zur „Verbes-
serung der Qualität der Lehrerbildung“ vorgelegt (KOM [2007] 392 vom 03.08.2007). Auf meinen
Antrag hat der Geschäftsführende Vorstand der GEW am 10.10.2007 beigefügte Stellungnahme
verabschiedet, die wir Bundesbildungsministerin Schavan, KMK-Präsident Zöllner sowie den bil-
dungs- und wissenschaftspolitischen Sprecherinnen und Sprechern der Bundestagsfraktionen sowie
selbstverständlich - über den Europäischen Gewerkschaftsbund - der Europäischen Kommission
und dem Europäischen Parlament zur Kenntnis gegeben haben. Die GEW-Stellungnahme und die
Kommissionsmitteilung sind beigefügt.

Die GEW begrüßt es ausdrücklich, dass die Europäische Kommission die Verbesserung der Quali-
tät der Lehrerbildung auf die Agenda der europäischen Bildungspolitik setzt. Wir sehen darin eine
Chance auch für die Reform und Qualitätsverbesserung der Lehrerbildung in Deutschland. Die
GEW fordert Bund und Länder auf, sich gegenüber der Europäischen Kommission und dem Euro-
päischen Parlament für eine aktive Unterstützung der Aktivitäten und Bemühungen in den Mit-
gliedsstaaten einzusetzen und die Angebote der Europäischen Union zur Unterstützung der Reform
und Qualitätsverbesserung der Lehrerbildung in den Ländern anzunehmen.

Mit kollegialen Grüßen

Dr. Andreas Keller



Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Hauptvorstand

Stellungnahme
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)

zur Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
„Verbesserung der Qualität der Lehrerbildung“

KOM (2007) 392 vom 03.08.2007

Beschluss des Geschäftsführenden Vorstands vom 10.10.2007

1. Die GEW begrüßt, dass sich die Europäische Kommission die Verbesserung der Qualität der
LehrerInnenbildung zum Ziel setzen möchte. Wir sind uns bewusst, dass nach den geltenden
Verträgen die Europäische Union (EU) nur sehr begrenzte Kompetenzen in der Bildungspolitik
hat. Im Zuge des Bologna-Prozesses haben die Mitgliedsstaaten der EU gemeinsam mit weiteren
europäischen Staaten die Themen Studienreform und Qualität der Hochschulbildung auf die
Agenda der europäischen Politik gesetzt hat. Wir halten daher es für erforderlich, dass die EU-
Mitgliedsstaaten die Qualität ihrer LehrerInnenbildungspolitiken koordinieren und begrüßen
es, dass die Europäische Union künftig die Mitgliedsstaaten bei ihren Reformen der LehrerI-
nennbildung aktiv unterstützen soll. Diese Unterstützung kann sich auch, darf sich aber nicht
nur auf die Förderung der Mobilität von Lehrerinnen und Lehrern sowie Studierenden in lehre-
rInnenbildenden Studiengängen beziehen.

2. Die GEW unterstreicht den von der Europäischen Kommission hervorgehobenen Zusammen-
hang zwischen der Qualität der schulischen Bildung auf der einen Seite und der Qualität der
Arbeit der Lehrkräfte und ihrer Aus-, Fort- und Weiterbildung auf der anderen Seite. Die Arbeit
der Lehrerinnen und Lehrer, die die meisten schon heute trotz schwieriger finanz- und bil-
dungspolitischer Rahmenbedingungen mit großem Engagement und auf hohem qualitativen
Niveau leisten, verdient Respekt und Anerkennung. Im Sinne der Erklärung der Bildungsinter-
nationalen zum Berufsethos von Lehrerinnen und Lehrern und anderer im Bildungs- und Er-
ziehungsbereich Beschäftigter1 bekennt sich die GEW zur Selbstverpflichtung von Lehrerinnen
und Lehrern, durch einen verlässlichen hohen Standard ihrer Dienstleistungen zu einer qualifi-
zierten öffentlichen Bildung beizutragen. Dennoch sind weitere Anstrengungen zur Verbesse-
rung der Qualität des Unterrichts erforderlich. Hierzu kann eine Verbesserung der Qualität
LehrerInnenbildung neben weiteren Maßnahmen wie einer Reform des Schulsystems und einer
bedarfsgerechten Ausstattung der Bildungseinrichtungen beitragen. Die GEW fordert daher die
eine Reform der LehrerInnenbildung, eine Überwindung des gegliederten Schulsystem zu
Gunsten einer Schule für alle und die Investition von mindestens sechs Prozent des Bruttoin-
landsprodukts in die Bildung.

3. Die GEW teilt die Einschätzung der Europäischen Kommission, dass die LehrerInnenbildung
geänderten Anforderungen an den LehrerInnenberuf Rechnung tragen muss. Ausgangspunkt
für eine Reform der LehrerInnenbildung müssen die Anforderungen des Arbeitsplatzes Schule
sein. In der LehrerInnenbildung müssen künftige Lehrerinnen und Lehrer die Kompetenzen
erwerben, die sie für eine qualifizierte Ausübung des Berufs benötigen. Hier zu gehören im

1 http://www.ei-ie.org/ethics/file/(2007)%20Declaration%20of%20Professional%20Ethics%20de.pdf



Sinne der GEW-„Eckpunkte zur Reform der LehrerInnenbildung“2 von 2001 und dem Ab-
schlussbericht der von der Kultusministerkonferenz eingesetzten Kommission „Perspektiven der
Lehrerbildung in Deutschland“3 von 1999 neben fachlichen Kompetenzen Selbstverantwor-
tungs-, soziale, allgemeine und spezielle pädagogische, interdisziplinäre und Organisations-
kompetenzen. Die Schulrealitäten erfordern zunehmen einen konstruktiven Umgang mit im-
mer heterogeneren SchülerInnengruppen. Lehrerinnen und Lehrer müssen daher auch lernen,
Unterschiede zu sehen und produktiv mit ihnen umzugehen, Ausgrenzungen und Diskriminie-
rungen zu erkennen. Die vielfältigen Belastungen und Probleme der Kinder und Jugendlichen
sowie die Herausforderung, Schule als Lebensraum zu gestalten, erfordern, neben Lehrerinnen
und Lehrern das Wissen und Können anderer pädagogischer Professionen fest im Schulalltag
zu verankern. Die GEW fordert daher ein konsistentes Gesamtsystem von Bildung, Erziehung
und Betreuung (GEW-„Positionen zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule“ von 20054).

4. Die GEW unterstreicht die Aussage der Europäischen Kommission, dass es sich beim LehrerIn-
nenberuf um einen hoch qualifizierten Beruf handelt, dessen Ausübung einen Hochschulab-
schluss oder einen vergleichbaren Abschluss voraussetzt. Die GEW fordert für alle lehrerInnen-
bildenden Studiengängen unabhängig von Schulart oder Schulstufe einen einheitlichen Ausbil-
dungsumfang von 300 ECTS-Anrechnungspunkten (entspricht fünf Jahren oder zehn Semes-
ter). Auch im Zuge des Bologna-Prozesses eingeführte lehrerInnenbildende konsekutive Bache-
lor- und Masterstudiengänge müssen einen Umfang von insgesamt 300 ECTS-Punkten aufwei-
sen (GEW-„Stellungnahme zum KMK-Beschluss zur Lehrerbildung vom 28. Februar 2007“5).

5. Die GEW unterstützt die Forderung der Europäischen Kommission, dass sich die Verbesserung
der Qualität der LehrerInnenbildung sowohl auf die Ausbildung als auch auf die Fort- und
Weiterbildung beziehen muss. Hierzu bedarf es einer besseren Koordination aller Phasen der
LehrerInnenbildung von den Hochschulen über den Vorbereitungsdienst bis hin zur Fort- und
Weiterbildung. Die GEW fordert eine bessere Integration schulpraktischer Anteile an der Leh-
rerInnenbildung ins Studium und die Etablierung einer Berufseinmündungsphase, in der junge
Lehrerinnen und Lehrer endlich auch in Deutschland wie bereits in vielen anderen europäi-
schen Ländern systematisch angeleitet und betreut werden. Die GEW fordert die Einrichtung
von Zentren für LehrerInnenbildung an den Hochschulen, die die Professionalisierung der Leh-
rerInnenbildung fördern, ihre Qualität sichern und entwickeln, Forschung zur LehrerInnen-
und PädagogInnenausbildung betreiben und die Vernetzung der an der LehrerInnenbildung be-
teiligten Einrichtungen sicherstellen sollen (GEW-Diskussionspapier zu „Anforderungen an
Zentren für LehrerInnenbildung“ von 20076).

6. Die GEW teilt die Auffassung der Europäischen Kommission, dass lebenslanges Lernen zum
beruflichen Selbstverständnis von Lehrerinnen und Lehrer gehören muss. Selbstbildung, kolle-
giale und professionelle Weiterbildung sind zentral sowohl für die schulische als auch für bil-
dungsbiografische Entwicklung und müssen gefördert werden. Professionsgemäße Fortbildung
ist nach der Überzeugung der GEW entsprechend Erklärung der Bildungsinternationalen zum
Berufsethos von Lehrerinnen und Lehrern und anderer im Bildungs- und Erziehungsbereich
Beschäftigter Pflicht und regelmäßiger Bestandteil beruflich verantwortlichen Handelns. Staat
und Arbeitgeber sind ihrerseits verpflichtet, die Fort- und Weiterbildung durch Anreize und Be-
reitstellung materieller sowie zeitlicher (Freistellungen) Ressourcen zu fördern. Die GEW unter-
stützt die Forderung der Europäischen Kommission, dass Lehrerinnen und Lehrern Gelegenheit

2 GEW-Dok-LeBi-2004/04, http://www.gew.de/Binaries/Binary11576/Dok-LeBi-2004-04.pdf
3 Perspektiven der Lehrerbildung in Deutschland, Abschlussbericht der von der Kultusministerkonferenz
eingesetzten Kommission, im Auftrag der Kommission herausgegeben von Ewald Terhart, Weinheim/Bsel
2000.
4 Vgl. http://www.gew.de/Binaries/Binary7764/Broschüre_Schule-Juhi.PDF
5 GEW Dok-LeBi-2007/02, http://www.gew.de/Binaries/Binary25085/Dok-LeBi-2007-02.pdf
6 GEW Dok-LeBi-2007/01, http://www.gew.de/Binaries/Binary25084/Dok-LeBi-2007-01.pdf



gegeben werden soll, an Studien- und Forschungsarbeiten von Hochschulen teilzunehmen. Die
GEW fordert die Möglichkeit einer berufsbegleitenden Promotion („professional doctor“) für
Lehrerinnen und Lehrer zur unterrichtsbasierten Forschung.

7. Die GEW bekräftigt die Einschätzung der Europäischen Kommission, dass die Attraktivität des
LehrerInnenberufs durch eine angemessene Bezahlung der Lehrkräfte verbessert werden muss.
Aufgrund des überdurchschnittlich hohen Anteils älterer Lehrerinnen und Lehrer steht ein
durchgreifender Generationswechsel bevor, der nur bewältigt werden kann, wenn qualifizierte
Fachkräfte für den LehrerInnenberuf gewonnen werden können. Die OECD hat in ihrer jüngs-
ten Studie „Bildung auf einen Blick 2007“ darauf hingewiesen, dass in Deutschland nicht nur
ein IngenieurInnen-, sondern auch ein PädagogInnenmangel droht. Junge Mensche müssen da-
her ermuntert werden, lehrerInnenbildende Studiengänge aufzunehmen, erfolgreich abzu-
schließen und den LehrerInnenberuf zu ergreifen. Die GEW fordert die soziale Öffnung der
Hochschulen und den Ausbau der Studienkapazitäten, um ausreichend qualifizierte pädagogi-
sche Fachkräfte ausbilden zu können und um entsprechend der Forderung der Europäischen
Kommission in sozialer, kultureller und ethnischer Hinsicht ein authentischeres Abbild der Ge-
sellschaft in der LehrerInnenschaft zu erreichen. Gleichzeitig müssen die Rahmenbedingungen
für die Ausübung des Berufs so beschaffen sein, dass er auch für ältere Lehrerinnen und Lehrer
attraktiv ist und diese nicht gezwungen werden, vorzeitig aus dem Beruf auszuscheiden.

8. Die GEW fordert, dass bei der Sicherung und Verbesserung der Qualität der LehrerInnenbil-
dung der Sachverstand der Studierenden sowie der an den Schulen tätigen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer als Vertreter der beruflichen Praxis beteiligt werden. In Verfahren der Akkre-
ditierung von lehrerInennbildenden Bachelor- und Masterstudiengängen sind daher Studieren-
denvertreterInnen sowie Gewerkschaftsvertreterinnen als Sachverständige mit Sitz und Stimme
zu beteiligen. Die GEW ist zur Unterstützung der Reform und Verbesserung der Qualität der
LehrerInnenbildung bereit und bietet ihren Sachverstand an.


